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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Propagandavorträge sowjetischer Diplomaten in der 
Bundesrepublik 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Wacher, Höcherl 
und Genossen 
- Drucksache 1791 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich wie folgt : 

Zu Fragen 1 und 2 

Die Fragen 1 und 2 beziehen sich offenbar auf den Vortrag 
des Gesandten der Botschaft der UdSSR in Rolandswerth, 
Timoschtschenko, und des Presseattaches Sergejew anläßlich 
einer Veranstaltung der Interessengemeinschaft des Jahrgangs 
1922 in München Anfang April, bei der die sowjetischen 
Diplomaten über Fragen der Abrüstung, der Koexistenz und 
der Wirtschaft gesprochen haben. Uber diese Veranstaltung 
sind Einzelheiten inzwischen durch die Presse hinlänglich 
bekanntgeworden. 

Zu Frage 3 

Zur diplomatischen Tätigkeit im Ausland gehört heute audi ein 
gewisses Maß an Öffentlichkeitsarbeit. Inhalt und Ausmaß 
dieser Tätigkeit in der Öffentlichkeit werden weitgehend durch 
die Regeln des Taktes und der Rücksichtnahme auf die 
Regierung und die besonderen Verhältnisse des Gastlandes 
sowie durch die besonderen Gegebenheiten der Beziehungen 
zwischen den jeweiligen Ländern bestimmt und können da- 
her von Fall zu Fall sehr variieren. Die Frage, wann im ein- 
zelnen Fall von einem Mißbrauch dieses Rechts gesprochen 
werden könnte, wird sich kaum jemals mit absoluter Genau- 
igkeit beantworten lassen. Das allgemeine Völkerrecht, das 
bei der Beantwortung dieser Frage als Maßstab zu gelten 
hätte, hat über ganz allgemein gefaßte Grundsätze hinaus 
noch keine Anhaltspunkte entwickelt, die für die Beurteilung 
der Grenzen solcher öffentlichen Tät gkeit verbindlich zugrunde 
gelegt werden könnten. 
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In den Fällen, in denen die Bundesregierung der Ansicht ist, 
daß akkreditierte Diplomaten bei der Ausübung ihrer öffent- 
lichen Arbeit die Grenzen in unzulässiger Weise überschritten 
haben, wird sie den Missionschef des betreffenden Landes zu 
sich bitten und ihn in der diplomatisch üblichen Form mit 
allem Nachdruck darauf hinweisen, daß die in Frage stehende 
Äußerung bzw. das Verhalten nach Ansicht der Bundesregie- 
rung einen Mißbrauch des Rechts auf öffentliche Tätigkeit dar- 
stellt. Für den Fall, daß ein solches Verhalten trotz eines der- 
artigen Hinweises wiederholt geübt wird, sieht das Völker- 
recht schärfere Formen der Zurückweisung vor, beispielweise 
die Erklärung des betreffenden Botschaftsangehörigen als 
persona non grata. 

Zu Frage 4 

Diese Frage muß bedauerlicherweise verneint werden. Die 
Gründe sind evident. Sie liegen in der unterschiedlichen Struk- 
tur der Bundesrepublik und der Sowjetunion. Der Bundesre- 
gierung ist bekannt, daß in einigen Fällen westlichen Diplo- 
maten in der Sowjetunion die Möglichkeit eingeräumt wurde, 
den Standpunkt ihres Landes vor der sowjetischen Öffentlich- 
keit.. z. B. anläßlich von Nationalfeiertagen, im Rundfunk oder 
im Fernsehen darzulegen. Die Bundesregierung verfolgt diesen 
Gedanken und wird zu gegebener Zeit auf ihn zurückkommen. 

In Vertretung 

van Scherpenberg 



